
des Sozialismus. Es liegt im 
Wesen der um die Sowjetunion 
gescharten Länder und Völker 
begründet, daß sie den Frieden 
wollen und für den Frieden 
kämpfen.
Sie wollen nicht, daß die 
Früchte ihrer fleißigen Arbeit 
in einem möglichen Kernwaf
fenkrieg verbrennen, verdamp
fen, in Staub und Asche zer
fallen. Sie blicken dabei 
zugleich über ihre eigenen 
Grenzen hinweg, denn Leben 
und Gut in allen Ländern der 
Welt sind von dem wahnwitzi
gen Kriegskurs der USA und 
mit ihnen verbündeter impe
rialistischer Staaten bedroht. 
Ohne Zweifel aktivieren der 
feste Friedenskurs der soziali
stischen Staaten fortschrittli
che Menschen auf allen Konti-

Die sozialistische Staatenge
meinschaft und ihre Bürger 
streben aufrichtig nach einem 
dauerhaften Frieden. Jedoch 
schließt das ein, für die Vertei
digung dieses höchsten Gutes 
der Menschheit gewappnet zu 
sein. Gemeinsam mit den so
wjetischen Soldaten schützen 
die Soldaten der Armeen der 
anderen sozialistischen Länder 
Frieden und Sozialismus. Den 
Kräften der Reaktion und Ag
gression steht das Verteidi
gungssystem der sozialisti
schen Staatengemeinschaft ge
genüber.
Selbstverständlich wird die 
Wirtschaft der sozialistischen 
Länder von den Anstrengun
gen, die die Verteidigung des 
Friedens und Sozialismus er
fordern, betroffen. Es ist an
gesichts dessen nur zu ver
ständlich, daß sie herzlich gern 
die für die Verteidigung vor
gesehenen Mittel zur Entwick
lung von Industrie, Landwirt
schaft, Wissenschaft und Kul
tur sowie zur weiteren Erhö
hung des Lebensstandards ver
wenden würden; aber die Um
stände, die Aggressivität des

nenten zum Kampf gegen Bom
ben und Granaten, Raketen 
und Marschflugkörper, gegen 
imperialistische Hochrüstung 
und Kriegsdrohung. Keine 
Frage auch, daß dadurch den 
gefährlichen Aktionen der 
Kräfte des Militarismus, der 
Reaktion und des Krieges be
gegnet wird.
Doch ersichtlich ist und bleibt, 
„daß der Imperialismus mit 
seinen Krisen, seiner Aggres
sivität, seiner am Profit 
orientierten Politik den Frie
den und den Fortschritt der 
Menschheit bedroht“. Es ist uns 
nicht erlaubt, „die Gefahren zu 
übersehen, die von der impe
rialistischen Welt ausgehen, 
und die Verbrechen des Im
perialismus dem Vergessen 
preiszugeben“2.

Imperialismus, gestatten dies 
leider nicht.
Vielmehr gebietet die Verant
wortung, im Staatshaushalt 
stets die Verteidigung zu be
rücksichtigen. Diese notwen
dige Entscheidung hat um so 
mehr ihre Gültigkeit, da die 
reaktionären imperialistischen 
Kräfte der Stimme der Ver
nunft kein Gehör schenken wol
len, da sie nicht von einer neuen 
Runde des Wettrüstens Ab
stand nehmen und sich nicht an 
den Verhandlungstisch setzen, 
um wenigstens einen Teil der 
vielen konstruktiven Vor
schläge zu verwirklichen, die 
die UdSSR und die anderen 
sozialistischen Länder in den 
letzten Jahren unentwegt unter
breitet haben.
Hierzu gehörten nicht wenige, 
die die Reduzierung der Ver
teidigungsausgaben direkt be
trafen. Schon 1973 lag der 
UNO-Vollversammlung ein 
Vorschlag der UdSSR vor, die 
Militärbudgets der ständigen 
Mitglieder des Sicherheitsrates 
um zehn Prozent zu kürzen. 
Das wären Milliarden gewesen, 
von denen ein Teil für die Ent

wicklungsländer verwendet 
werden sollte.
Fünf Jahre später entwickelte 
die Sowjetunion eine ähnliche 
Initiative in diesem höchsten 
Staatenforum der Welt# Sie 
regte an, daß sich die Länder, 
die über ein großes ökonomi
sches und militärisches Poten
tial verfügen, über ein konkre
tes Ausmaß der Reduzierung 
ihrer Militärbudgets verständi
gen.
Diesen Vorschlag ergänzten die 
Teilnehmerstaaten des War
schauer Vertrages im gleichen 
Jahr in der Moskauer Deklara
tion (1978). Sie bekräftigten er
neut ihre Bereitschaft zu Ab
strichen an den Militärbudgets, 
sei es nun in Prozent oder in 
gleichen absoluten Größenord
nungen. Zunächst sollten die 
Budgets auf dem gegenwärti
gen Stand eingefroren und 
dann verringert werden.
Aber auch diese Initiativen 
stießen wie alle anderen auf die 
ablehnende Haltung der 
NATO-Staaten, denen sich 
noch China zugesellte. Die Rü
stung verspricht eben den Mo
nopolen die größten Profite. 
„Wenn die bisher längste Frie
densperiode unseres Jahrhun
derts in Europa andauern soll“, 
sagte Genosse Erich Honecker 
auf dem X. Parteitag der SED, 
„dann muß es gelingen, wäh
rend der 80er Jahre eine Wende 
zur Abrüstung zu erreichen. Es 
muß gelingen, die Konfronta
tionspolitiker der NATO in die 
Schranken zu weisen und ihre 
Vorhaben zu durchkreuzen. 
Nicht in Kriegsangst sollen die 
Völker ihrer täglichen Arbeit 
nachgehen, sondern in gesi
chertem Frieden, der schließ
lich zu ihrer normalen Lebens
form werden soll. Darauf ist 
unsere Politik gerichtet.“3
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